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Der geſetzliche Schutz für Heilquellen. Von Ferdinand Kirchlehner, 
k. k. Statthaltereirath. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Frage der Competenz bei Fällen des unbefugten Betriebes eines Preß⸗ 
gewerbes. — Das Halten einer Leihbibliothek, ohne vorher dafür eine Con 
ceſſion erwirkt zu haben, involvirt ſowohl eine Uebertretung der Gewerbe 
ordnung als eine des Preßgeſetzes. — Die Unterſuchung und Beſtrafung 
desselben gehört jedoch vor das Forum des Strafgerichtes. 

Wegen Handhabung des Verbotes des Wetterſchießens durch die Gemeindevorſte 
hungen. Vorausſetzungen eines diesfälligen Eingreifens durch die politiſche 
Behörde. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Der geſetzliche Schub für Heilquellen. 
Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 
(Schluß.) 


Es ſei mir geſtattet, meiner Erörterung noch Nachſtehendes als 
Anſchluß beizufügen: Erſtlich ſoll hier einer einſchlägigen Aeußerung 
Erwähnung geſchehen, welche der Profeſſor der Forſtwirthſchaft an der 
techniſchen Hochſchule in Graz, J. Schmirger, im öſterr. Forſteon— 
greſſe 1879 gemacht hat und die folgendermaßen lautet: 

„Was zunächſt die Heilquellen betrifft, ſie mögen Mineralwäſſer 
oder Thermen ſein, iſt mir nicht klar, welchen Einfluß die Bewaldung 
auf ſelbe üben, und wie man alſo dem Walde eine ſchützende Rolle in 
dieſer Hinficht vindiciren könne. Selbſt wenn der Wald einen Einfluß auf 
die Niederſchlagsmenge hätte, wird man doch nicht etwa annehmen wollen, 
daß die Niederſchlagsmenge ihrerſeits auf den Beſtand der Mineralquellen 
oder Thermen einwirke und ſomit den Zuſammenhang zwiſchen dieſen 
und dem Walde herſtelle. Wenn es auch acht Wochen oder noch 
länger nicht regnet, wird deshalb die Mineralquelle oder die Therme 
offenbar ihre Beſchaffenheit nicht verlieren, was ebenfalls darauf hin— 
weiſt, daß dieſe Gewäſſer einen weiten Weg im Gebirge zurücklegen 
müſſen, bis ſie zu Tage treten. Was aber die Waſſerverſorgung einer 
Gegend und ihren Zuſammenhang mit den Bewaldungs-Verhältniſſen 
anbelangt, fo erinnere ich, daß die lyſimetriſchen Verſuche dargethan 
haben, die einſickernde Waſſermenge bleibe ſchon bei einer Tiefe von 
11, Meter ganz dieſelbe, ob der Boden bewaldet iſt oder nicht.“ 

Profeſſor Schmirger will daher aus dem Entwurfe des neuen 
Forſtgeſetzes die beantragten Maßregeln zum Schutze von Heilquellen 
und zur Sicherung der unentbehrlichen Waſſerverſorgung einer Gegend 
eliminirt wiſſen, weil ſich au eine ſolche Beſtimmung außerordentlich 
viele Chicanen und vexatoriſche Vorgänge für den Waldbeſitzer 
knüpfen könnten. 


Quelle übertroffen werden 


Weiters bin ich in der Lage, im Folgenden ein bezügliches Fachgut— 
achten des Univerſitätsprofefſors Dr. Rudolſ Hoernes in Graz zu 
veröffentlichen: 

„Es läßt ſich nicht läugnen, daß gegenwärtig die Beſitzer von 
Heilquellen unzureichend gegen Beeinträchtigung derſelben durch Gra— 
bungen und Bohrungen verſchiedener Art geſchützt ſind. Wohl ſcheint 
der § 222 des allgemeinen Berggeſetzes hinſichtlich der Bergbaue ge— 
nügende Sicherung zu bieten, gegen alle anderen Störungen durch 
Grabung oder Bohrung ſind jedoch keine hinreichenden Schutzmittel 
vorhan den. 

Im Falle, als die Geſetzgebung, ſei es durch ein Landesgeſetz, 
oder was zweckentſprechende ſcheint) durch ein Reichsgeſetz dieſem Mangel 
an Schutz abhelfen ſollte, ſcheint es zunächſt nothwendig, zu erörtern, 
welche Quellen überhaupt geſchützt werden ſollen, dann erſt wäre die 
Art dieſes Schutzes in Erwägung zu ziehen. 

Als ſchutzbedürftig wären nicht ſchlechtweg alle „Mineral- und 
Heilquellen“ hinzuſtellen, da manche Quellen zwar durch die Menge 
ihrer Mineralbeſtandtheile als Mineralwäſſer charakteriſirt werden, 
aber keineswegs als Heilquellen von ſonderlichem Belang ſind, die 
Salzquellen überdies als Gegenſtand des Staatsmonopols erſcheinen. 


Andererſeits ſcheint es, als ob jene Quellen, welche zur Waſſer⸗ 
verſorgung größerer Städte, oft durch ſehr ausgedehnte und koſtſpielige 
Bauten herangezogen worden ſind, in gleicher Weiſe zu berückſichtigen 
wären. Es dürfte dies ſowohl durch die Größe der in Aquäducten 
angelegten Capitalien als durch die ſanitäre Bedeutung der Ver— 
ſorgung größerer Städte mit gutem Trinkwaſſer ſeine Berechtigung 
finden. Es iſt ferner ſelbſtverſtändlich, daß die beabfichtigten Schub- 
maßregeln nur auf jene Quellen anzuwenden wären, welche in ihrer 
Verwendung zu Heilzwecken oder zur Waſſerverſorgung größerer 
Städte von weittragender, ſanitärer und national-ökonomiſcher Bedeu⸗ 
tung wären. Denn es läßt ſich nicht läugnen, daß es faſt in allen 
Fällen ſehr ſchwierig ſein wird, den verlangten Schutz zu gewähren, 
und daß es vor Allem immer zu einem größeren oder geringeren Ein- 
griff in Privatrechte kommen wird, um den Beſtand der Quellen 
ſicherzuſtellen. Es wird, wie von allen Seiten anerkannt iſt, ſehr 
umfaſſender geologiſcher Studien in jedem Falle bedürfen, um 
Umfang und Art des Schutzrayons feſtzuſtellen; Studien, die wohl nur 
in einzelnen Fällen mit der Wichtigkeit der betreffenden Quellen im 
Verhältniß ſtehen. Jede Art von Schutzrayon iſt ſodann als eine Be⸗ 
laſtung des Grundbeſitzers aufzufaſſen, welche durch den Werth der 
müßte. Es kann unter Umſtänden die 
Frage entſtehen, ob eine Heilquelle in ihrem Beſtande zu ſchützen, 
oder ob die Ausbeute größerer Mineralſchätze zu geſtatten ſei, welche 
nothwendig die erſtere gefährden muß. Es kam vorkommen, daß vom 
Standpunkte der National-Ockonomie der Abbau eines größeren Kohlen— 
lagers wichtiger erſcheint, als der Fortbeſtand einer unbedeutenden 
Curanſtalt. 


Bei der Schwierigkeit des zu ertheileuden Schutzes und bei dem 
nothwendigen Eingriff in Privatrechte wäre ſonach nur in den aller— 
berückſichtigungswertheſten Fällen die Ertheilung eines Schutzrayons 
anzurathen. Die Größe und Ark des von Fall zu Fall feſtzuſtellenden 
Schutzrayons kann nur auf Grund einer genauen geologiſchen Unter— 
ſuchung der Umgebung, welche über eine gewöhnliche geologiſche Auf— 
nahme weit hinausgehen muß, beſtimmt werden. Manche Quellen, wie 
z. B. jene von Teplitz, bedürfen eines ganz außergewöhnlichen Schutzes, 
der jedoch nicht durch Abzirkelung eines Kreiſes mit enormem Radius, 
innerhalb deſſen jeder Bergbau zu unterſagen wäre, geſchaffen werden 
könnte, ſondern nus durch wiſſenſchaftliche Abgreuzungen 
in welchem beim Bergbaue mit größter Vorſicht vorgegangen werden 
müßte, um jede Ausſtrömung von Thermalwaſſer zu vermeiden, ſowie 
Vorkehrungen vorzuſchreiben 
bezuges großer Städte, wie z. B. der Kaiſer Frauz-⸗Joſefs-Hochquellen 
Waſſerleitung Wien's, kann es unter Umftänden nothwendig werden, 
weiter als es durch ein Forſtgeſetz möglich iſt, der Eutwaldung der be— 
treffenden, oft ſehr ausgedehnten Gebiete vorzubeugen. 

In vielen Fällen wird es nicht nöthig ſein, in einem jo aus— 
gedehnten Gebiete Schutzmaßregeln zu treffen, es wird ein 
kleinerer Schutzrayon genügen, ſobald er deu geologiſchen Verhältuiſſen 
vollſtändig augepaßt iſt. 

Es kann unter Umſtäuden von Vortheil fein, einer Quelle einen 
doppelten Schußrayon zu geſtatten. Es kaun z. B. einem Curorte als 
unmittelbarer Schutzrayon (oder Rayon J. Ordnung) ſein eigener Um 
faug oder ein mit dem Radius von 1000 Meter beſchriebener Kreis, 
oder im Bedarfsfalle ein größeres, durch eingehende Unterſuchung 
als zweckmäßig ermitteltes Gebiet zuerkannt werden. In dieſem 
Rayon dürfte keine Bohrung oder tiefere Grabung ohne frühere Be— 
willigung von Seite der politiſchen Bezirksbehörde vorgenommen 


werden, und wäre jede ſolche Bewilligung überdies mit der Klauſel zu 


verſehen, daß im Falle durch die Grabung oder Bohrung eine Gefähr: 
dung der Quelle ſtattfinden ſollte, der Unternehmer verpflichtet ſei, die 
Arbeit einzustellen, im Falle eines entſtande nen Schadens aber denſelben 
wieder gut zu machen. Dieſer bedeutende Eingriff in die Privatrechte 


läßt ſich damit rechtfertigen, daß derartige Schutzrayöus nur Curorten 
von größerer Bedeutung zuerkannt werden ſollen, in ſolchen aber das 


Grundeigenthum eben durch das Vorhandenſein der Heilquelle einen 
ganz unverhältnißmäßigen Werth erhält. Der Hinweis auf Karlsbad, 


ſeine Sprudelſchale und die Gefährdung feiner Thermen durch jede 


größere Verletzung derſelben mag genügen, um die Nothwendigkeit eines 
ſolchen unmittelbaren ſtrengen Schutzrayous unachzuweiſen. 

Außer dieſem engeren Gebiete wäre jedoch noch ein weiteres als 
Schutzrayon 1J. Ordnung feſtzuſtellen. In dieſem könnten Grabungen 


und gewöhnliche Brunnenbohrungen mit Ausnahme der ſpäter zu er- 
zu 


wähnenden Tiefbohrungen ohne vorhergäugiger Bewilligung bis 
einer entſprechend feſtzuſetzeuden Maximaltiefe vorgenommen werden 
Doch hätte über Einſchreiten des Beſitzers der geſchützten Quelle die 
politiſche Behörde das Einſtellen der Arbeit zu verfügen, ſobald die 
Gefährdung der Quelle erwieſen iſt. Man wird in dieſem Falle wohl 
die Berechtigung eines Erſatzanſpruches des Grundeigenthümers auer— 
kennen müſſen. In beſonderen Fällen, wo Grubeudiſtricte an deu 
Bereich wichtiger Thermen grenzen, werden wohl ganz beſondere Vor— 
ſchriften hinſichtlich der Art des Schutzrayons nöthig ſein, — es wird 
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eines Gebietes, 


wären, um jeden Waſſereinbruch ſofort 
bekämpfen und verhindern zu können. Zur Sicherung des Waffer- | 


weitaus 
quelle größere Bedeutung erlangen könnte, dem darum anſuchenden 
Grundeigenthümer die Vornahme einer ſolchen zu geſtatten. Daß in 


B. vorgeſchrieben werden können, ein beſtimmtes Formatiousglied | M 3 
nicht zu durchfahren oder an einer beſtimmten Schichtgrenze Halt zu die Schwechat austreten und faſt alle Brunnen innerhalb der Stadt 
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Von dieſen verdienen iusbeſondere die Tiefbohrungen Erwägung. Tief— 
bohrungen ſind heute keine ungewöhnliche Erſcheinung mehr, ihre Aus— 
führung nach deu gewonnenen Erfahrungen iſt nicht ſo ſchwierig als noch 
vor wenigen Jahren, die zu erwartenden Reſultate durch geologiſche 
Detailunterſuchung ziemlich ſicher Als Beiſpiel hiefür möge der Hinweis 
auf die im Budapeſter Stadtwäldchen durch Zſigmondy erbohrte Therme 
genügen. Heute müſſen Quellbeſitzer wohl in der Vornahme von Tief— 
bohrungen von Seite nicht nur der Aurainer, ſondern ſelbſt der Beſitzer 
entlegener Grundſtücke die Ableitung ihrer Quelle fürchten. Dieſe Furcht 
iſt gerechtfertigt, ihr kann jedoch wohl nur hinſichtlich jener Quellen, 
welche eine genügende ſanitäre Bedeutung beſitzen, durch Verwehrung 
derartiger Bohrungen entſprochen werden. Immerhin ſcheint es nothwen— 


dig, daß auch im Falle einer Zuerkennung eines Schutzrayons der ent 


ſprechenden Inſtanz etwa dem Miniſterium des Innern) das Recht 
gewahrt werde, nicht uur dann, wenn unabſichtlich durch eine Grabung 
oder Bohrung, welche innerhalb des Schutzrayons zu welchem Zweck 
immer geſtattet worden war, eine Quelle von höherem ſanitären Werthe 
als die urſprünglich geſchützte zu Tage gefördert wurde, dem Verlangen 
des früheren Beſitzers nach Verſtopfung der nenen Quelle keine Folge 
zu geben, ſoudern ſogar im Falle als durch wiſſenſchaftliche Detailunter— 
ſuchung es nachgewieſen werden ſollte, daß durch Tiefbohrung eine Heil— 


dieſem Falle dem älteren Beſitzer ein Anſpruch auf Entſchädigung zu— 
ſteht, iſt wohl ſelbſtverſtändlich. Es ſcheint mir ferner, daß keinem Quell— 


beſitzer ein Expropriatiousrecht benützter oder unbeuützter anderer Quellen, 


ſei es im engeren oder weiteren Schutzrayon zuzugeſtehen wäre. Denn 
es kann wohl behauptet werden, daß durch Zugeſtehen dieſes Rechtes 
jede Verbeſſerung einer Nebenquelle durch größere Auslagen erfordernde 
Bohrungs- und Faſſungsarbeiten vereitelt wird. Sobald dem Haupt— 
qnellbeſitzer dieſes Recht zugeſprochen wird, ſolche Quellen durch Expro 
priation in ſeine Hand zu bekommen, wird er ſchwerlich trachten, durch 
für ihn zweckloſe Geldausgaben eine zweite Quelle herzuſtellen, da es 
ihm vor Allem nur darum zu thun fein wird, einer eventuellen Con— 
currenz zu begegnen. Es wird jedoch eine ſolche unter Umſtänden dem 
Gedeihen eines Curortes und dem ſanitären Zweck desſelben nur för— 
derlich ſein können. 

Es kann wohl nicht Aufgabe der Staats- oder Landesverwaltung 
ſein, irgend Jemandem ein Monopol für die Benützung des Thermal- 
waſſers einer ganzen Gegend zu ertheilen, vielmehr ſoll und muß es 
ihr zuſteheu, im Falle der Eigenthümer einer bis nun geſchützten Quelle 
nicht alle entſprechenden Vorkehrungen trifft, um den unterirdiſchen 
Schatz zum allgemeinen Beſten zugänglich zu machen, ihn dieſes Schutzes 
ſo weit zu entkleiden, daß ein anderer Grundeigenthümer in die Lage 
verſetzt wird, einerſeits durch entſprechende Bohrungen dem früheren 
Unternehmer erfolgreiche Concurrenz zu machen. 

Der Umſtand, daß es nur der höchſten Inſtanz der Verwaltung 
zuſteht, in dieſer Richtung Verfügung zu treffen, bürgt wohl genugſam 
für Sicherung der Intereſſen der bisherigen Beſitzer, welche überdies 
noch im betreffenden Falle Entſchädigungsanſpruch zu erheben berech— 
tigt ſind. 

Wie ſchwierig aber die Verhältniſſe einer Heilquelle zu beurtheilen 


ſind, mag ein Blick auf die Sueß'ſche Thermalkarte von Baden bei 


Wien lehren (Geologie der Kaiſer Franz-Joſef-Hochquellen-Waſſerleitung 
Tafel XIII). In Baden finden ſich etwa ein Dutzend gefaßter Ther⸗ 
men, während mehrere ungefaßt und zwar einige der ſtärkſten frei in 


machen u. dgl. Da in der Regel das Intereſſe des Quellen- und größere oder kleiuere Termalwaſſerbeimengungen zeigen. In ſolchen 


jenes des Grundbeſitzers ſich decken werden, da dem letzteren eine Ver— 


hütung eines Waſſereinbruches nur angenehm ſein kann, wird auch 


dieſer in der Feſtſetzung derartiger Anhaltspunkte 
Detailunternehmungen nie eine Schädigung, ſondern 
rung ſeines Betriebes erblicken. 

Der Einbruch des Teplitzer Thermalwaſſers in 
Werke war nur Reſultat ganz ungewöhnlicher Vernachläſſigung der 
bergmänniſchen Obſorge. Die Beſitzer der Gruben wären gewiß für 
eine rationellere Einrichtung des Teplitzer Schutzrayons, der ſie ge- 
zwungen hätte, mit Beobachtung größerer Vorſicht zu arbeiten, ſehr 
dankbar geweſen. 

Es werden übrigens für Heilquellen nicht ſowohl durch Bergbau 
als durch andere Grabungen und Bohrungen Gefahren herbeigeführt. 


durch geologiſche 


ſtets eine Förde⸗ 


die Oſſeger 


N 


| 


Fällen möchte ein Expropriationsrecht, wie es von manchen Seiten be- 
gehrt wurde, zu äußerſt verwickelten Rechtsſtreitigkeiten Aulaß geben.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Competenz bei Fällen des unbefugten Betriebes 

eines Preßgewerbes. Das Halten einer Leihbibliothek, ohne 

vorher dafür eine Conceſſion erwirkt zu haben, involvirt ſowohl 

eine Uebertretung der Gewerbeordnung als eine des Preßgeſetzes. 

— Die Unterſuchung und Beſtrafung desſelben gehört jedoch vor 
das Forum des Strafgerichtes. 


E. Bl. in N. wurde von der po litiſchen Bezirksbehörde zu N. 
mit Erkenntniß vom 27. October 1879, Z. 11.173, zu einer Geld⸗ 
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ſtrafe verurteilt, weil erwieſen vouag, daß derſelbe durch langere Zeit 
hindurch eine Leihbibliothek in N. gehalten hat, ohne dafür die geſetz— 
lich vorgeſchriebene Conceſſion erwirkt zu haben. Ueber den von den 
Contravenienten dagegen eingebrachten Recurs hob die k. k. Statthal⸗ 
terei zu W. im Eiuvernehmen mit der k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft das 
Straferkenutniß der politiſchen Bezirksbehörde auf, nachdem „die dem 
C. Bl. zur Laſt gelegte Handlung, wiewohl ſie auch unter die Beſtim⸗ 
mungen der Gewerbeordnung fällt, in erſter Linie eine Uebertretung 


des Preßgeſetzes involvirt, ſomit gemäß § 23 des Preßgeſetzes und 


§ 484 der St. P. O. und § 141, beziehungsweiſe $ 136 der Ge⸗ 
werbeordnung vor das Forum des Strafgerichtes gehört.“ 

In Folge dieſer Entſcheidung trat die politische Behörde von N. 
den ganzen Verhandlungsact der k. k. Staatsauwaltſchaft zu N. zur 
weiteren Amtshandlung ab. 

Die k. k. Staatsanwaltſchaft zu N. beantragte bei dem k. k. Be⸗ 


zirksgerichte zu N., daß gegen C. Bl. wegen Uebertretung des S 23 


des Preßgeſetzes die Hauptverhandlung angeordnet und die Beſchlag— 
nahme der zur ungeſetzlichen Verbreitung, nämlich zum Ausleihen be 
ſtimmten Druckſchriſten, welche in den Geſchäftslocalitäten der obgenannten 
Perſonen vorfindlich find, allſogleich veranlaßt werde. Das k. k Bezirks⸗ 
gericht gab zunächſt nur dem erften Theile dieſes Antrages Folge und 
ordnete im Sinne derſelben die Hauptverhandlung auf den 5. Februar 
1880 an; dem weiteren Antrage wurde keine Folge zu Theil und zwar 
mit der Begründung der Ablehnung, weil „dieſes k. k. Bezirksgericht 
nach SS 487 und 488 St. P. O. nicht berufen iſt, die Beſchlagnahme 
von Druckſchriften zu veranlaſſen, welche zum Ausleihen beſtimmt ſind“ | 
($ 487, Abſatz 1 St. P. O.). Die Staatsanwaltſchaft, mit dieſem Be- 
ſcheide ſich nicht zufrieden gebend, überreichte eine Beſchwerde, mit welcher 
ſie ihren Antrag bezüglich des zweiten Theiles durch den Hinweis auf 
den Wortlaut des $ 23 des Preßgeſetzes und die Folgen der Unter- 
laſſung der Beſchlagnahme rechtfertigt und um Vorlage der Acten an 
das k. k. Kreisgericht zu N. zur höheren Entſcheidung erſuchte. Das 
Kreisgericht hob mit Urtheil vom 26. Jänner 1880, 3. 22, den in 
Beſchwerde gezogenen Beſchluß des k. k. ſtädt. delegirten Bezirksgerichtes 
auf und bewilligte die angeſuchte Beſchlagnahme. Hiebei war die Ermwäs | 
gung maßgebend, daß in Gemäßheit des § 487 St. P. O. Druck⸗ 
ſchriften, welche gegen die Vorſchriften des Preßgeſetzes verbreitet wer⸗ 
den, ſeitens der k. k. Staatsanwaltſchaft mit Beſchlag belegt werden 
können, daß laut der vorliegenden Erhebungen C. Bl., welcher die 
Befugniß zur Haltung einer Leihbibliothek nicht beſitzt, beſchuldigt werde, 
demungeachtet eine ſolche zu halten und Bücher geſchäftsmäßig auszu⸗ 
leihen, daß nach § 6 des Preßgeſetzes ſchon das Aufliegen einer Druck— 
ſchrift in einer Leihbibliothek als eine Verbreitung im Sinne des Preß— 
geſetzes anzuſſchen iſt, übrigens aber auch nach $ 188 der St. P. O. 
für das Verfahren in Preßſachen auch die allgemeinen Vorſchriften der 
St. P. O. gelten und mit Rückſicht auf die gegen C. Bl. anhängige 
Strafſache wegen Uebertretung des 8 23 des Preßgeſetzes im vorlie⸗ 
genden Falle auch die Beſtimmungen der 88 98 und 143 der St. P. O. 
Anwendung finden. In Folge deſſen wurde denn auch die verlangte 
Beſchlagnahme ſeitens des k. k. Bezirksgerichtes im Requiſitionswege 
durch den Stadtrath zu N. bewerkſtelligt. 

Die in dieſer Strafſache abgehaltene Hauptverhandlung vor dem 
k. k. ſtädt. deleg. Bezirksgerichte vom 5. Februar 1880 endete damit, 
daß C. Bl. der durch ungeſetzliche Verbreitung von Druckſchriften wäh— 
rend des Jahres 1879 begangenen Uebertretung des § 23 des Preß⸗ 


geſetzes vom 17. December 1862 ſchuldig erkannt und zu einer Geld⸗ 


ſtrafe von 10 fl. verurtheilt wurde; gleichzeitig wurden aber auch die 
bei C. Bl. mit Beſchlag belegten Druckſchriften nach $ 23 des Preß⸗ 
geſetzes für verfallen erklärt. 

In Folge der Nichtigkeitsbeſchwerde des C. Bl., ferner ſeiner 
Berufung bezüglich des Ausſpruches über Schuld, Strafe und Verfall 
der Bücher hat das k. k. Kreisgericht zu N. nach abgeführter öffent⸗ 
licher Verhandlung vom 14. Februar mit Urtheil vom 14. Februar 
1880, 3. 33, das erſtrichterliche Urtheil theils beſtätigend, theils 
abändernd erkannt: C. Bl. ſei ſchuldig, im Laufe des Jahres 1879 
Druckſchriften ungeſetzlich verbreitet zu haben, derſelbe habe hiedurch 
die Uebertretung des § 23 des Preßgeſetzes vom 17. December 1862, 
R. G. Bl. Nr. 6 ex 1863, begangen und werde in Gemäßheit der 
bezogenen Geſetzesſtelle zu einer Geldſtrafe von 10 fl. ö. W. zum Orts⸗ 
armenfonde, im Uneinbringlichkeitsfalle zu 48 Stunden Arreſt, ſowie 
gemäß 8 389 St. P. O. zum Erſatze der Koſten des Strafverfahrens 
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verurtheilt; dagegen ſei die erfolgte Beſchlagnahme von 693 Büchern 
wieder aufzuheben. — Aus den Gründen dieſes zweitrichterlichen Spruches 
fei Folgendes hervorgehoben: „Wenn es auch richtig iſt, daß durch § 1 
des Preßgeſetzes vom Jahre 1862 die Miniſterialverordnung vom 
5. Mai 1858, R. G. Bl. Nr. 71, durch welche das unbefugte Halten 
einer Leihbibliothek ausdrücklich als unter den § 6 des Preßgeſetzes vom 
Jahre 1852 fallend bezeichnet wurde, aufgehoben iſt, nach welch' 
letzterer Geſetzesſtelle die Verbreitung von Druckſchriften nur von hiezu 
berechtigten Perſonen und nur in ihren regelmäßigen Verkaufsſtätten 
nach Maßgabe ihres Befugniſſes und auf die durch die Gewerbsvor— 
ſchriften geregelte Weiſe unternommen werden dürfte, und zwar bei 
Vermeidung der im § 27 desſelben Geſetzes ausgeſprochenen Strafe, 
wenn es ferner auch richtig iſt, daß der Wortlaut dieſer Geſetzesſtelle 
in das Preßgeſetz vom 17. December 1862 nicht aufgenommen erſcheint, 
jo kann doch nicht überſehen werden, daß § 23 des letztbezogenen Ge— 
ſetzes überhaupt das Feilbieten und Vertheilen von Druckſchriften, abge 
ſehen von dem Hauſirhandel hiermit und der Sammlung von Pränu⸗ 
meranten und Subſeribenten, nur in den hiezu ordnungsmäßig beſtimmten 
Localitäten geſtattet, eine Beſtimmung, welche demnach zur Vorausſetzung 
hat, daß der betreffende Verkäufer oder Vertheiker hiezu nicht nur die 
gewerbsbehördliche Ermächtigung hat, ſondern daß ihm auch zu dieſer 
Verbreitung eine beſtimmte Localität bezeichnet wurde.“ Dr. V. P. 


Wegen Handhabung des Verbotes des Wetterſchieſtens durch die 


Gemeindevorſtehungen. — Vorausſetzungen eines diesfälligen Ein⸗ 
greifens durch die politiſche Behörde. 

Am 1. Auguſt 1878 ſuchten die Gemeinden R. und N. bei der 
Bezirkshauptmannſchaft an, den Ortſchaften L., S. und H. das ſogenannte 
Wetterſchießen zu verbieten, da die Gemeinden R. und N. im Laufe 
des Sommers bereits dreimal von den heftigſten Hagelwettern heim— 
geſucht worden ſeien und dies dem Wetterſchießen ihrer Nachbargemeinden 
zuſchreiben müßten. 

Mit dem Decrete vom 11. Jänner 1879, 3. 7953, bemerkte 
die Bezirkshauptmannſchaft den Gemeinden L., S. und H., daß das 
Wetterſchießen nach dem k. Patente vom 30. Juli 1773 verboten ſei 
und daß gegen Uebertreter dieſes Verbotes in Hinkunft das Strafamt 
gehandelt werden müßte. 

Gegen dieſes Verbot remonſtrirten dieſe Gemeinden, indem ſie 


das Wetterſchießen als einen wirkſamen Schutz gegen Hagelwetter, von 
welchen ſie vom Jahre 1855 bis 1864 alljährlich heimgeſucht wurden, 


anzuſehen erklärten. 

Unterm 21. Uprit 1879, 3. 4077, eröffnete die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft der gen annten Gemeinden, daß ſie von ihrem Verbote nicht 
abgehen könne, und gegen die Schuldigen, eventuell auch gegen die Ge— 
meindevorſtehungen nach der kaiſ. Verordnung vom Jahre 1854 ſtraf⸗ 
weiſe vorgehen würde. 

Gegen dieſes Verbot recurrirten uun die obigen Gemeinden. 
Ueber dieſen Recurs wurde mit dem Statthalterei-Erlaſſe vom 28. Juni 
1879, 3. 8243, das fragliche Verbot behoben und der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft eröffnet, daß ſich die Gemeindevorſteher von R. und N. 
wegen Abſtellung des Wetterſchießens im Gebiete der Gemeinde L. an 
den Vorſtand dieſer Gemeinde hätten wenden ſollen, welcher diesfalls 
nach § 24 P. 2 G. O. im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe Amt zu han⸗ 
deln hat. Es könne hier weder die politiſche Behörde eingreifen, noch 
mit den 88 7 und 11 der kaiſ. Verordnung vom Jahre 1854 die 
Strafverhandlung in Ausſicht geſtellt werden. Gegen Verfügungen des 
Gemeindevorſtehers ſtehe theils der Recursweg offen, theils aber, je 
nach dem Wirkungskreiſe, können die Landesgeſetze vom 12. April 
1866 und vom 11. December 1869 in Anwendung gebracht werden. 

Gegen dieſe Statthalterei-⸗Entſcheidung recurrirten nun die mehr⸗ 
gedachten Ortsgemeinden. Dieſelben ſtützten ſich auf das Patent vom 
13. Juli 1773, 83. 1505, und bemerkten, daß die Gemeinde L. ſo⸗ 
wie die übrigen Gemeinden, in welchen ein Wetterſchießen ſtattfand, 
das obige Patent übertreten haben, daß die übertretende Gemeinde ſich 
nicht ſelbſt zu richten vermag und die Bezirkshauptmannſchaft in ihrer 
Oberaufſicht über die Gemeinden die Verpflichtung hatte, derartige ihr 
angezeigte Uebelſtände zu unterſagen, eventuell zu ahnden. Schließlich 
wurde um Wiederherſtellung des bezüglichen bezirkshauptmannſchaftlichen 
Verbotes gebeten. 

In dem bezüglichen Einbegleitungsberichte bemerkt der Bezirks⸗ 
hauptmann, daß er ſeine Competenz aus dem Grunde in Anſpruch nehmen 


zu ſollen geglaubt hat, weil es fich hier nicht um eine Sorge für das eigene 
Gemeindegebiet, ſondern um Handlungen handelte, die möglicherweiſe ihre 
Wirkung in Stunden weit entfernte Gemeinden ausüben, ſo daß er ſich 
im Intereſſe einer ganzen Gruppe von Gemeinden berufen glaubte, eine 
noch zu Kraft beſtehende Verordnung in Erinnerung zu bringen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 29. October 
1879, 3. 12.673, entſchieden wie folgt: 

„In Erledigung des mit dem Berichte vom 6. Auguſt 1879, 
3. 10.427, vorgelegten Recurſes der Gemeinden R. und N. und meh- 


rerer Nachbargemeinden wird der k. k. Statthalterei eröffnet, daß es 


ſich im vorliegenden Falle nicht um die Erlaſſung einer neuen orts⸗ 
polizeilichen Maßregel im Sinne des § 24, Punkt 2 der ſteiermärkiſchen 
Gemeindeordnung, ſondern um die Handhabung eines bereits längſt 
beſtehenden Verbotes handelt und daß dieſe Handhabung durch Aus— 


übung des den Gemeinden im übertragenen Wirkungskreiſe zugewieſenen 


Strafrechtes (S 54 der G. O) den Gemeindevorſtehern von L. und 
der betreffenden Nachbargemeinden obliegt. Durch die Nichtausübung 
dieſes Strafrechtes haben die betreffenden Gemeindevorſteher die Be— 
ſorgung der der Gemeinde im übertragenen Wirkungskreiſe obliegenden 


Verpflichtungen vernachläſſigt und war die politiſche Behörde, nachdem 
fie hievon durch die Beſchwerde der Gemeindevorſteher von R. und N. 


Kenntniß erlangte, berufen, mit der geſetzlichen Verfügung vorzugehen. 
Es wäre jedoch Sache des Bezirkshauptmannes von L. geweſen, auläß 


lich der Beſchwerde der genannten Gemeinden ſofort im Grunde des 


Artikels! des Geſetzes vom 11. December 1869, L. G. Bl. Nr. 5 
v. J. 1870, vorzugehen. 

Das Miniſterium des Innern findet daher die angefochtene Statt— 
halterei⸗Entſcheidung vom 28. Juni 1879, 3. 8240, ſowie auch die 
dem vorerwähnten geſetzlichen Standpunkte nicht ganz entſprechende 
Verfügung des Bezirkshauptmannes von L. vom 21. April 1879, 
3. 4077, zu beheben und die Statthalterei anzuweiſen, im obenange— 
deuteten Sinne die weitere geeignete Amtshandlung im ordnungsmäßigen 
Inſtanzenzuge eintreten zu laſſen.“ VI. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 
XIX. Stück. Ausgeg. am 1. October. 
X. Anſchluß an die Verordnung vom 15. April 1879, Z. 5607. 
XX. Stück. Ausgeg. am 15. October. 
Nr. 48. Erlaß des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
29. September 1879, Z. 3310, an die Präſid ien der theoretiſchen Staatsprüfungs⸗ 
Commiſſionen für Juriſten, betreffend die Beſtimmung des Reprobationstermines 
im Falle wiederholter Reprobation bei einer Staatsprüfung. 
XXI. Stück. Ausgeg. am 1. November. 
Nr. 49. Erlaß des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
24. October 1879, 3. 15.931, an den k. k. evangeliſchen Oberkirchenrath A. und 


für Cultus und Unterricht und dem Juſtizminiſterium ergangene Erlaß des 
Miniſteriums des Innern vom 6. October 1879, Z. 9397, mitgetheilt wird, be⸗ 


treffend die Evidenzhaltung der außerhalb des Gebietes der im Reichsrathe ver⸗ 


tretenen Königreiche und Länder ſtattfindenden Geburten öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehöriger. 
XXII. Stück. Ausgeg, am 15. November. 

Nr. 50. Verordnung des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 16. October 1879, Z. 15.489, mit welcher eine proviſoriſche Abänderung 
des § 32 der evangeliſchen Kirchenverfaſſung verlautbart wird. 

Nr. 51. Verordnung des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht 


vom 28. October 1879, Z. 9514, in Betreff der Abänderung des Zeitpunktes für 


die Zulaſſung zur Diplomprüfung für Landwirthe an der Hoch ſchule für Bodencultur. 
Nr. 52. Verordnung des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 31. October 1879, Z. 15.019, betreffend die Ergänz ungsprüfung der Lehrer 
an allgemeinen Volks⸗ und Bürgerſchulen aus der Land wirthſchaftslehre. 
Nr. 53. Erlaß des Miniſters des Innern im Einvernehmen mit dem 


Miniſterium für Cultus und Unterricht und dem Juſtizmi niſterium vom 22. Oc⸗ 
tober 1879, 3. 9482, an ſämmtliche Landesſtellen, betreffend die Eheſchließung April. (Amtsbl. Nr. 83.) 
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öſterreichiſcher Staatsbürger mit anderen Staatsangehörigen, welche früher ver⸗ 
heiratet waren und deren Ehe nach öſterrreichiſchem Rechte nicht als getrennt 
gelten kann. 

Nr. 54. Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 3. No⸗ 
vember 1879, 3. 14.795, an die Vorfitzenden der Landesſchulräthe und an den 
Statthalter in Trieſt, betreffend die Beurlaubung der Bezirksſchulinſpectoren. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 1. December. 

Nr. 55. Verordnung des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 22. November 1879, Z. 18.485, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betreffend 
die Regelung des orthographiſchen Unterrichtes an Mittelſchulen. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 20. December. 

Nr. 56. Verordnung des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 10. December 1879, 3 15.886, betreffend die Feſtſtellung von Verzeichniſſen 
der zuläſſigen Lehrmittel und empfehlenswerthen Hilfsmittel für den Zeichen⸗ 
unterricht. 

Nr. 57. Verordnung des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 10. December 1879, 8. 18.774, betreffend die Feſtſtellung eiuer Samm- 
lung von Anſchauungsbehelfen und plaſtiſchen Lehrmitteln für den Unterricht im 
Freihandzeichnen an Mittelſchulen, (Tages-) Gewerbeſchulen und Lehrerinnen-Bil⸗ 
dungsanſtalten, Volks- und Bürgerſchulen und gewerblichen Fortbildungsſchulen. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Ackerbau— 
miniſteriums. 
XI. Stück. Ausgeg. am 1. October. 

Nr. 31. Abdruck von Nr. 111 R. G. Bl. 

Nr. 32. Geſetz vom 26. Juli 1879, L. G. Bl. Nr. 16, über die Thei⸗ 
lung der Gemeindegründe von Malidol in der Gemeinde Comen. 

Nr. 33. Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 27. Auguſt 1879, 
3. 1076 A. M., an ſämmtliche k. k. Forft- und Domänendirectionen und an 
die Güterdirection des Bukowinaer griechiſch-orientaliſchen Religionsfondes, be⸗ 
treffend Entlohnung der bei der Betriebseinrichtung verwendeten Taglöhner. 

Nr. 34. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern, im Einvernehmen mit 
den bötheiligten k. k. Miniſterien, vom 27. Auguſt 1879, 8. 4386 M. J., an 
ſämmtliche Landesbehörden, betreffend den Vorgang bei Bewilligung zur Errich— 
tung vor Waſſerüberfuhren und bei Genehmigung der bezüglichen Gebührentarife⸗ 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rath Leopold Freiherrn v. Hof— 
mann auf ſein Anfuchen von der Stelle eines gemeinſamen Finanzminiſters ent⸗ 
hoben und demſelben taxfrei das Großkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rath und Präſidenten des unga⸗ 
riſchen Abgeorduetenhauſes Joſef v. Szlavy zum gemeinſamen Finanzminiſter 
ernannt. 1 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanzprocurator in Graz 
Dr. Jakob Zeball bei deſſen Penſionirung die a. h. Zufriedenheit ausdrücken 
laſſen. 5 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Minifterial- 
rathes bekleideten Sectionsrathe im Reichs⸗Finanzminiſterium Alexander Merey 
v Kaposmere das Ritterkreuz des Leopold-Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeltät haben dem Be grathe a. D Freiherrn Ferdinand v. 
Andrien-Werburg bei ſeiner definitiven Wiederübernahme in den Staatsdienſt 
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H. C. in Wien, womit demſelben der im Einvernehmen mit dem Miniſterium den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen 


Seine Majeſtät haben dem Secretär der Finanzprocuratur in Zara 
Dr. Anton Bottura taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes und 
dem dortigen Procuratursconcipiſten Dr. Joſef Höberth v. Schwarzthal 
den Titel und Charakter eines Finanzproenraturs⸗Secretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Benediet Haßlinger v. Haſſingen 
anläßlich deſſen Penſtonirung die a. h Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Adjuncten der nieder⸗öſterr. Finanzprocuratur 
Dr. Mauritius Troll den Titel und Charakter eines Finanzprocuraturs⸗Seore⸗ 
tärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector im Reichs⸗Finanzminiſterium 
Regierungsrathe Heinrich Ankert den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 
Secundararzlensſtelle bei der nieder⸗öſterr. Landes⸗Irrenanſtalt in Wien, 
bis 20. April. (Amtsbl. Nr. 80.) 
Bezirksſecretärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Steiermark, bis 
12. Mai (Amtsbl. Nr. 81.) 
Ingenieursſtelle, prov., im Staatsbaudienſte in Dalmatien, event. Bau⸗ 
adjunctenſtelle, jene in der neunten, dieſe in der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Nedacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


